
In noch stärkerem Maße, als dies bereits in den ver­
gangenen Jahren der Fall war, hat sich 1956 bewiesen, 
daß wesentliche Gefahrenmomente für die Rechtsstaat­
lichkeit in der Bundesrepublik bereits in den vom 
Bonner Staat erlassenen Gesetzen selbst liegen. Die 
Verfasser verweisen dafür auf § 90 a Abs. 3 StGB der 
Bundesrepublik, der besonders seit dem Verbot der 

« KPD Bedeutung erlangt hat. Diese Bestimmung legt 
fest, daß ein „Gründer“, „Rädelsführer“ oder „Hinter­
mann“ einer politischen Partei erst dann wegen seiner 
Tätigkeit in der Partei bestraft werden kann, „nachdem 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, daß die 
Partei verfassungswidrig ist“. Die einhellige Kommen­
tierung dieser Bestimmung durch die westdeutschen 
bürgerlichen Strafrechtslehrer und auch die Auffassung 
des Bundesgerichtshofes (BGH) geht dahin, daß diese 
Bestimmung lediglich ein Prozeßhindernis sanktioniert. 
Das bedeutet, daß nach dem Verbot der KPD durch das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) alle ehemaligen 
Funktionäre der KPD für ihre Tätigkeit nicht nur nach 
dem Verbot der Partei, sondern seit dem Inkrafttreten 
des § 90 a, also seit dem 1. September 1951, bestraft 
werden können. Die Funktionäre der KPD sollen also 
nunmehr für ihre völlig legale und vom Grundgesetz 
ausdrücklich geschützte Tätigkeit bis zum Verbot der 
KPD in die Gefängnisse geschickt werden können. 
Ammann und Posser ist völlig zuzustimmen, wenn sie 
„zu der Überzeugung kommen, daß § 90 a Abs. 3 . . . .  
dem Ergebnis nach einer Rückwirkung gleichkommt, 
die durch § 2 StGB und Artikel 103 Abs. 2 des Grund­
gesetzes verboten ist“ (S. 5). Überzeugend verweisen 
sie darauf, daß die Grundgesetzwidrigkeit des § 90 a 
Abs. 3 auch aus Art. 21 GG folgt, der jeder Partei bis 
zum Verbot durch das BVerfG völlige Legalität garan­
tiert. Auch ein Verbotsurteil des BVerfG wirkt nur ex 
nunc, also nicht rückwirkend. „Ist aber die Tätigkeit 
der Partei als solche (bis zum Verbot. J. N.) verfas­
sungsrechtlich garantiert und erlaubt, so muß das auch 
für die parteiamtliche Tätigkeit ihrer Funktionäre 
gelten. Was verfassungsrechtlich Recht ist, kann nicht 
strafrechtlich Unrecht sein“. (S. 6). Auf der gleichen 
Ebene liegt der auch von den Verfassern der Denk­
schrift erwähnte § 94 StGB der Bundesrepublik. Mit 
Recht warnt die Denkschrift vor den Konsequenzen 
dieser Bestimmung, nach der eine Reihe von Vergehen 
(z. B. Gotteslästerung, Beleidigung, Sachbeschädigung) 
als Verbrechen „mit Zuchthaus bestraft werden, wenn 
sie in .staatsgefährdender Absicht“ vorgenommen wor­
den sind“ (S. 6). Von dieser Bestimmung, die es letzt­
lich allein auf die Gesinnung abstellt, ist nach den 
zuverlässigen Informationen der Verfasser im Jahre 
1956 in erheblichem Umfange Gebrauch gemacht wor­
den, nachdem der BGH hierzu ein Musterurteil erlassen 
und veröffentlicht hat (ebenda)2). Den Verfassern der 
Denkschrift gebührt Anerkennung dafür, daß sie sich 
energisch gegen derartige gesetzliche Bestimmungen 
wenden und die Öffentlichkeit auf die Gefahren hin- 
weisen, die sich aus solchen Gesetzen ergeben.

Aber auch anhand von Beispielen über die Anwen­
dung und Auslegung der politischen Strafbestimmungen 
durch die politischen Sondergerichte beweisen die Ver­
fasser die Verstärkung der Gesinnungsverfolgung. So 
hat der BGH die schwammige Formulierung des § 90 a, 
daß eine Vereinigung „sich gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung ... richten“ müsse, um ihre „Gründer“, 
„Rädelsführer“ oder „Hintermänner“ bestrafen zu 
können, derart ausgelegt, daß sie „auch rein negativ 
geführte Angriffe gegen die verfassungsmäßige Ord­
nung einschließe“ (S. 4). Dadurch entfalle die Notwen­
digkeit des Nachweises, daß ein bestimmtes Unter­
nehmen gegen die grundgesetzliche Ordnung Vorgelegen 
hat3). Das heißt mit anderen Worten, daß ein angeklag- 
ter Adenauer-Gegner auch dann wegen Staatsgefähr­
dung bestraft werden kann, wenn ihm überhaupt nicht 
nachzuweisen ist, daß er irgendeinen bestimmten 
staatsgefährdenden Plan gehabt hat. Es genügt eben 
ein „rein negativer“ sog. „Angriff“, d. h. in der Praxis 
eine Kritik an den bestehenden Machtverhältnissen in 
der Bundesrepublik. In der Tat sind auf der Grundlage 
dieser Konstruktion führende Funktionäre der SDA 
(Sozialdemokratischen Aktion) verurteilt worden. Eine 
auf der gleichen Ebene liegende Ausweitung hat der 
§ 94 durch den BGH erfahren. Entgegen dem ausdrück-

2) Vgl. BGH St 9, 142.
3) BGH St 9, 285.

liehen Wortlaut des Gesetzes verlangt der dritte (poli­
tische) Strafsenat dieses höchsten westdeutschen Straf­
gerichts keine spezielle „Absicht“ der Staatsgefährdung 
mehr als Beweggrund zum Handeln, sondern erklärt 
den direkten Vorsatz für ausreichend (S. 6)4). Die Teil­
nahme an einer „Geheimbündelei“, die nach dem Wort­
laut des § 128 StQB nur für „Mitglieder“, „Stifter“ oder 
„Vorsteher“ des „Geheimbundes“ strafbar ist, was auch 
das ehemalige Reichsgericht (in RGSt 24, 312) ausdrück­
lich bestätigt hat, wird für den BGH in politischen 
Prozessen auch dann strafbar, wenn ein dem angeb­
lichen „Geheimbund“ überhaupt nicht angehörender 
Bürger „Beihilfe zur Geheimbündelei“, ja, sogar „Bei­
hilfe zur Beihilfe zur Geheimbündelei“ begangen haben 
soll (S. 7).

•Besonders hervorzuheben sind auch die Ausführungen 
der Denkschrift über die Methoden, deren sich die politi­
schen Sondergerichte zur Begründung ihrer verurtei­
lenden Entscheidungen bedienen. Bereits in der Be­
sprechung der ersten Denkschrift wurde darauf hin­
gewiesen, daß die Praxis der politischen Strafjustiz 
gegenüber jedem konsequenten Adenauer-Gegner eine 
praktisch unwiderlegbare kollektive Schuldvermutung 
konstruiert. Die Erfahrungen des Jahres 1956 haben 
diese Feststellung bestätigt. Ammann und Posser 
sprechen in ihrer Denkschrift offen aus, was sie vor 
einem Jahr nur andeuteten: „In zahlreichen uns be­
kannten Anklagen und Entscheidungen verschiedener 
Gerichte kann man — überspitzt — geradezu heraus­
lesen, daß insbesondere für die Erfüllung der subjekti­
ven Seite ohne weitere Begründung im Einzelfall ein 
allgemeiner dolus generalis bejaht wird, wenn der Be­
troffene Mitglied der KPD war oder ihr nahestand“ 
(S. 9). So genügt es für den BGH zur Bestrafung eines 
fortschrittlichen Redakteurs, „wenn er nach seiner 
Kenntnis der allgemeinen Zielsetzung und Kampfweise 
des Blattes mit dem Erscheinen strafbarer Veröffent­
lichungen“ hätte rechnen müssen „und gleichwohl sei­
nen Namen für das Impressum hergab“ (S. 9). Ein 
Drucker, der — wie die Verfasser richtig hervorheben — 
„erfahrungsgemäß nur das typographische Schriftbild, 
nicht aber den Text und Inhalt liest“, wurde in einem 
anderen Verfahren deshalb als Täter einer „strafbaren 
Veröffentlichung“ bestraft, weil er auf Grund seiner 
„langjährigen Zugehörigkeit zur KPD“ und „ständigen 
Befassung mit den Ideen des Kommunismus“ aus einer 
„kommunistischen“, „feindseligen“ Einstellung heraus 
handelt (ebenda). Angehörige der SDA werden in einem 
Urteil des BGH als „organisierter Staatsfeind“ be­
zeichnet (S. 5), und in einer anderen Entscheidung 
spricht der BGH aus, daß die angeklagte Bürgerin als 
überzeugte Kommunistin „in voller Kenntnis dieser 
das Wesen der bolschewistischen Diktatur kennzeich­
nenden Umstände“ gehandelt haben müsse. Damit aber 
sei die Auffassung der ersten Instanz „nicht in Ein­
klang zu bringen“, daß „eine verfassungsfeindliche Ab­
sicht im Sinne des § 94 nicht sicher nachgewiesen wer­
den“ könne (S. 7). Diese Beispiele besagen doch mit 
aller Deutlichkeit, daß bereits die Feststellung der Zu­
gehörigkeit zu einer demokratischen Organisation aus­
reicht, um einem Bürger als „organisiertem! Staatsfeind“ 
allein wegen seiner Gesinnung die staatsgefährdende 
Absicht zu unterschieben und ihn deshalb zu verur­
teilen.

Angesichts derartiger Feststellungen der Verfasser 
ist allerdings ihre Behauptung nicht ganz verständlich, 
daß die Gerichte sich im allgemeinen bemühen, „den 
Begriff der Offenkundigkeit und Gerichtskundigkeit 
von Tatsachen zu vermeiden und die einzelnen Tat­
bestandsmerkmale durch eigene Feststellungen zu be­
gründen“ (S. 10). Hinsichtlich der die subjektive Seite 
des Tatbestandes beschreibenden Merkmale beweisen 
die von den Verfassern selbst angeführten Beispiele 
letztlich das Gegenteil, wenn auch die Gerichte den 
Begriff der Offenkundigkeit in diesem Zusammenhang 
nicht ausdrücklich verwenden. Auch hinsichtlich ob­
jektiver Tatbestandsmerkmale wird verstärkt mit die­
sen Begriffen operiert, oftmals allerdings ebenfalls ohne 
direkte Berufung darauf. So hat z. B. der BGH selbst 
in seinem Musterprozeß gegen die Nationale Front 
(1 StE 12'56) im Oktober 1956 die gesamte Staats- und 
Gesellschaftsordnung der DDR — ohne hierüber in der 
Hauptverhandlung Beweise erhoben zu haben — als

4) BGH St 9, 146.
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